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Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 27.
Februar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.
Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Zahlung von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober
2000 bis zum 6. MÃ¤rz 2001.

Die 1951 geborene KlÃ¤gerin war lÃ¤ngstens bis Ende 2001 bei der Beklagten
krankenversichert. Von September 1980 bis September 2002 war sie Angestellte
des Landes Berlin und wurde im damaligen Bezirksamt TzunÃ¤chst als Angestellte
im Schreibdienst eingesetzt. Als solche wurde sie von Mitte 1995 bis Ende 1997
unter GewÃ¤hrung einer Zulage vertretungsweise unter dem Vorbehalt des
jederzeitigen Widerrufs im Vorzimmer des Baudezernenten in der Abteilung Bau-,
Wohnungswesen und Umweltschutz beschÃ¤ftigt. Im Anschluss war sie zunÃ¤chst
in der Kanzlei der vorgenannten Abteilung sowie spÃ¤ter in der Telefonzentrale des
Bezirksamts tÃ¤tig. Hierbei kam es jeweils krankheitsbedingt zu erheblichen
Fehlzeiten. Nachdem mehrere Versuche, sie unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
gesundheitlichen Probleme anderweitig einzusetzen, fehlgeschlagen waren,
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forderte ihr Arbeitgeber sie am 30. MÃ¤rz 2000 schriftlich auf, sich am 17. April
2000 in der Postverteilungsstelle des Bezirksamts einzufinden, um dort
vertretungsweise das Aufgabengebiet einer lÃ¤ngerfristig erkrankten
Arbeitnehmerin zu Ã¼bernehmen; auf dem Arbeitsplatz in der Postverteilungsstelle
werde sie grundsÃ¤tzlich nur im Innendienst beschÃ¤ftigt werden, ausschlieÃ�lich
fÃ¼r die Bearbeitung der Ein- und Ausgangspost zustÃ¤ndig sein und keine
schweren Lasten Ã¼ber 5 kg tragen mÃ¼ssen.

FÃ¼r die Zeit vom 13. April 2000 bis zum 11. Oktober 2000, in der die KlÃ¤gerin
mehrere Wochen in der Tagesklinik des damaligen WKrankenhauses behandelt
worden war, stellte der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Bfest, dass die
KlÃ¤gerin wegen eines Cervikobrachialsyndroms, einer anhaltenden somatoformen
SchmerzstÃ¶rung sowie einer AnpassungsstÃ¶rung arbeitsunfÃ¤hig sei. Hierbei
ging er davon aus, dass die KlÃ¤gerin als Angestellte im Schreibdienst berufstÃ¤tig
sei. Aufgrund der von Dr. B getroffenen Feststellung erhielt die KlÃ¤gerin beginnend
ab dem 13. April 2000 zunÃ¤chst Entgeltfortzahlung von ihrem Arbeitgeber sowie
anschlieÃ�end ab dem 12. Oktober 2000 Krankengeld von der Beklagten, die den
Fall umgehend dem Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) zur
Ã�berprÃ¼fung vorlegte. FÃ¼r diesen gelangte Dr. Baufgrund einer von ihr am 12.
Oktober 2000 durchgefÃ¼hrten kÃ¶rperlichen Untersuchung der KlÃ¤gerin am 13.
Oktober 2000 zu der EinschÃ¤tzung: Die KlÃ¤gerin leide an einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung (mittelgradige Episode) sowie an AnpassungsstÃ¶rungen und
somatoformen StÃ¶rungen. Sie fÃ¼hle sich von ihren Vorgesetzten und Kollegen
gemobbt und sei bezogen auf "Sekretariatsarbeiten beim Baustadtrat von T" wegen
der komplizierten Konfliktsituation am derzeitigen Arbeitsplatz "bis Leistungsende"
weiterhin arbeitsunfÃ¤hig. FÃ¼r TÃ¤tigkeiten einer Verwaltungsangestellten an
einem anderen Arbeitsplatz und Arbeitsort bestehe allerdings ArbeitsfÃ¤higkeit.
Nachdem der Arbeitgeber die Beklagte am 19. Oktober 2000 darÃ¼ber informiert
hatte, dass die KlÃ¤gerin bereits seit einiger Zeit der Postverteilungsstelle des
Bezirksamts Tzugewiesen sei, schaltete die Beklagte nochmals den MDK ein. FÃ¼r
diesen teilte die Ã�rztin Dr. Ham 23. Oktober 2000 nach Aktenlage mit, dass die
vorliegenden Unterlagen die Beendigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum 29.
Oktober 2000 mÃ¶glich erscheinen lieÃ�en. Daraufhin stellte die Beklagte die
Zahlung des Krankengeldes mit ihren Bescheiden vom 23. und 24. Oktober 2000
mit Ablauf des 29. Oktober 2000 ein, weil die KlÃ¤gerin auf dem ihr zwischenzeitlich
zugewiesenen Arbeitsplatz ab dem 30. Oktober 2000 wieder arbeiten kÃ¶nne.

Nachdem sich Dr. Bam 24. Oktober 2000 der Auffassung von Dr. H angeschlossen
und der KlÃ¤gerin die Ausstellung einer neuen ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
verweigert hatte, erhob die KlÃ¤gerin gegen die Bescheide der Beklagten
Widerspruch. Zur BegrÃ¼ndung Ã¼berreichte sie ein aus der Praxis des
(Vertrags-)Arztes fÃ¼r Psychiatrie Dr. D stammendes Ã¤rztliches Attest vom 25.
Oktober 2000, das unleserlich "i.A." durch eine dritte Person unterschrieben worden
ist und den Zusatz trÃ¤gt, es diene nicht zur Vorlage bei gesetzlichen
Krankenkassen. In diesem Attest heiÃ�t es: Die KlÃ¤gerin sei am 26. Oktober 2000
fachÃ¤rztlich psychiatrisch untersucht worden. Sie leide an einem schweren
depressiven Syndrom und sei â�� mangels BelastungsfÃ¤higkeit â�� weiterhin
arbeitsunfÃ¤hig.
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Vom 3. Januar bis zum 12. Januar 2001 befand sich die KlÃ¤gerin auf Kosten der
Beklagten wegen einer Dysthymia im Krankenhaus N in stationÃ¤rer Behandlung.
Nach ihrer Entlassung stellte Dr. DfÃ¼r die Zeit vom 12. Januar bis zum 7. MÃ¤rz
2001 auf den dafÃ¼r vorgesehenen Vordrucken fest, dass die KlÃ¤gerin wegen
einer schweren depressiven Episode ohne psychotische Symptome arbeitsunfÃ¤hig
sei.

Die Beklagte wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit ihrem Widerspruchsbescheid
vom 16. Januar 2001 mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck: Die Einstellung des
Krankengeldes mit Ablauf des 29. Oktober 2000 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin sei
fÃ¼r den ihr zwischenzeitlich zugewiesenen Arbeitsplatz ab dem 30. Oktober 2000
wieder arbeitsfÃ¤hig. Das Attest von Dr. DkÃ¶nne hieran nichts Ã¤ndern.

Mit ihrer Klage hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht: Wegen weiter andauernder
ArbeitsunfÃ¤higkeit habe sie Anspruch auf Krankengeld auch Ã¼ber den 29.
Oktober 2000 hinaus. Denn sie dÃ¼rfe auf den Arbeitsplatz in der
Postverteilungsstelle nicht verwiesen werden, weil sie dort nur vorÃ¼bergehend
vertretungsweise habe eingesetzt werden sollen und ihr der Einsatz dort auch aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zumutbar (gewesen) sei.

Das Soziagericht hat die Klage mit seinem Urteil vom 27. Februar 2001 abgewiesen
und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt: Der geltend gemachte Anspruch stehe der
KlÃ¤gerin nicht zu, weil ihr fÃ¼r die Zeit Ã¼ber den 29. Oktober 2000 hinaus das
Vorliegen von ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht bescheinigt worden sei. Das Attest von Dr.
D vom 25. Oktober 2000 reiche insoweit nicht aus, weil es nicht zur Vorlage bei
gesetzlichen Krankenkassen bestimmt gewesen sei. Im Ã�brigen bestÃ¼nden keine
Bedenken dagegen, die Frage der ArbeitsfÃ¤higkeit an dem der KlÃ¤gerin mit
Schreiben vom 30. MÃ¤rz 2000 zugewiesenen Arbeitsplatz zu messen, der dem
zuvor innegehabten Arbeitsplatz formal gleichwertig sei. Dass die KlÃ¤gerin dem
neuen Arbeitsplatz gesundheitlich nicht gewachsen gewesen sein kÃ¶nnte, sei nicht
ersichtlich. Denn sowohl Dr. B als auch Dr. B seien in ihren anderslautenden
Ã�uÃ�erungen von einem unzutreffenden Arbeitsplatzprofil ausgegangen.

Gegen dieses ihr am 2. Mai 2001 zugestellte Urteil richtet sich die Berufung der
KlÃ¤gerin vom 28. Mai 2001, zu deren BegrÃ¼ndung sie ein weiteres aus der Praxis
von Dr. Dstammendes privatÃ¤rztliches Attestvom 17. Oktober 2001 Ã¼berreicht.
In diesem Attest, das ebenfalls den Zusatz trÃ¤gt, es diene nicht zur Vorlage bei
gesetzlichen Krankenkassen, und wiederum unleserlich "i.A." unterschrieben
worden ist, wird ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤gerin in dem Attest vom 25. Oktober
2000 eine hundertprozentige ArbeitsunfÃ¤higkeit attestiert worden sei.

Im Laufe des Berufungsverfahrens hat die damalige Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (BA)
der KlÃ¤gerin mit ihren Bescheiden vom 4. MÃ¤rz 2003 rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit
vom 30. Oktober 2000 bis zum 6. MÃ¤rz 2001 Arbeitslosengeld gewÃ¤hrt und
gezahlt. Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) hat der KlÃ¤gerin
mit ihrem Bescheid vom 24. Mai 2004 beginnend ab dem 29. MÃ¤rz 2002 eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung bewilligt; hierbei ist sie von einer ErfÃ¼llung
der Anspruchsvoraussetzungen am Tag der Antragstellung (12. September 2000)
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ausgegangen.

Die KlÃ¤gerin beantragt nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 27. Februar 2001 und die Bescheide der
Beklagten vom 23. und 24. Oktober 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. Januar 2001 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 6. MÃ¤rz
2001 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angegriffene Urteil im Ergebnis fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die Leistungsakten der BA, die Rentenakten der BfA, die Gerichtsakte
des Sozialgerichts Berlin S 16 RA 689/02-9-6 sowie AuszÃ¼ge aus den
Personalakten der KlÃ¤gerin beigezogen. In den Rentenakten bzw. der
beigezogenen Gerichtsakte befinden sich Gutachten des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. Evom 8. Februar 1998, des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K vom
10. August 1998, des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Bvom 16.
November 2000, des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Dr. Zvom 22. November 2000,
des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Svom 7. Februar 2003 und des
Arztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Prof. Dr. S vom 17. Februar 2004. Die
beiden ersten Gutachten sind von dem Sozialgericht Berlin im Rahmen eines durch
Urteil des Landesozialgerichts Berlin vom 28. Juli 2000 beendeten Rechtsstreits
eingeholt worden, in dem die KlÃ¤gerin erfolglos mit der BfA Ã¼ber die
GewÃ¤hrung einer von ihr im Jahre 1994 beantragten Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit gestritten hat (S 1 RA 2903/97 = L 1 RA 23/99). Die Gutachten
aus dem Jahre 2000 sind von der BfA aufgrund eines von der KlÃ¤gerin am 12.
September 2000 gestellten Neuantrags auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit in Auftrag gegeben worden. Die beiden letzten
Gutachten sind wiede-rum durch das Sozialgericht Berlin im Rahmen des sich an die
Ablehnung des Rentenneuantrags anschlieÃ�enden Klageverfahrens S 16 RA
689/02-9-6 eingeholt worden. In diesem Verfahren hat die BfA den von der
KlÃ¤gerin verfolgten Rentenanspruch nach Auswertung des auf Antrag der
KlÃ¤gerin nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) eingeholten Gutachtens
von Prof. Dr. S entsprechend den Regelungen im Rentenbescheid vom 24. Mai 2004
anerkannt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte, insbesondere die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten, die
VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagen sowie die vom Senat beigezogenen sonstigen
Akten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das mit ihr angegriffene Urteil des
Sozialgerichts ist im Ergebnis zutreffend.

Die in prozessualer Hinsicht zu Recht mit der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage angegriffenen Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig. Denn
die KlÃ¤gerin hat fÃ¼r die hier streitbefangene Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum
6. MÃ¤rz 2001 keinen Anspruch auf Zahlung von Krankengeld.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r das Begehren der KlÃ¤gerin sind die Â§Â§ 44 ff. des
FÃ¼nften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V). Hiernach haben Versicherte
Anspruch auf Krankengeld, wenn die Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig macht oder sie
auf Kosten der Krankenkasse stationÃ¤r in einem Krankenhaus bzw. einer Vorsorge-
oder Rehabilitationseinrichtung behandelt werden (Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB V).
Soweit eine stationÃ¤re Behandlung in Rede steht, entsteht der Anspruch gemÃ¤Ã� 
Â§ 46 Satz 1 Nr. 1 SGB V von ihrem Beginn an, im Ã�brigen gemÃ¤Ã� Â§ 46 Satz 1
Nr. 2 SGB V von dem Tag an, der auf den Tag der Ã¤rztlichen Feststellung folgt. Ob
die Voraussetzungen dieser Bestimmungen vorliegen, ist mit Blick auf den in die
Zeit vom 3. Januar bis zum 12. Januar 2001 fallenden Krankenhausaufenthalt der
KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 2. Januar 2001, die Zeit des
Krankenhausaufenthaltes sowie die sich hieran anschlieÃ�ende Zeit vom 13. Januar
2001 bis zum 6. MÃ¤rz 2002 unterschiedlich zu beurteilen.

Hinsichtlich der ersten Zeitspanne, in der die KlÃ¤gerin nicht auf Kosten der
Beklagten stationÃ¤r in einem Krankenhaus, einer Vorsorge- oder
Rehabilitationseinrichtung behandelt worden ist, lÃ¤sst sich bereits das Vorliegen
von ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht feststellen. Unter welchen Voraussetzungen
ArbeitsunfÃ¤higkeit gegeben ist, wird im Gesetz nicht nÃ¤her erlÃ¤utert. Nach dem
Wortsinn ist jedoch davon auszugehen, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit dann vorliegt,
wenn der Versicherte durch eine Erkrankung gehindert ist, seine Arbeit weiterhin zu
verrichten. Dies bedeutet fÃ¼r den Fall, dass der Versicherte im
Beurteilungszeitpunkt einen Arbeitsplatz innehat, dass die Frage der
ArbeitsunfÃ¤higkeit danach zu beurteilen ist, ob er die dort an ihn gestellten
Anforderungen noch erfÃ¼llen kann. Letzteres ist im Fall der KlÃ¤gerin zu bejahen.
Hierbei ist mit der Beklagten und dem Sozialgericht davon auszugehen, dass die
Frage der ArbeitsfÃ¤higkeit an dem der KlÃ¤gerin von ihrem Arbeitgeber mit
Schreiben vom 30. MÃ¤rz 2000 zugewiesenen Arbeitsplatz in der
Postverteilungsstelle des Bezirksamts T zu messen ist. Denn der Wechsel auf diesen
Arbeitsplatz ist von ihrem Arbeitgeber in dem Bestreben, fÃ¼r sie einen Arbeitsplatz
zu finden, dem sie gesundheitlich gewachsen (gewesen) ist, in AusÃ¼bung des ihm
als Arbeitgeber zustehenden Direktionsrechts unter Beibehaltung der bisherigen
VergÃ¼tung wirksam angeordnet worden. Dass die KlÃ¤gerin den Arbeitsplatz
lediglich vertretungsweise ausfÃ¼llen sollte, Ã¤ndert hieran nichts. Gleiches gilt im
Hinblick auf die bei der KlÃ¤gerin im Zeitpunkt der Zuweisung des neuen
Arbeitsplatzes bestehenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen. Sie sind zur
Ã�berzeugung des Senats hinreichend in den Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. E und
des Neurologen und Psychiaters Dr. K aus dem Jahre 1998 beschrieben worden, die
das Sozialgericht Berlin in dem Rentenstreitverfahren S 1 RA 2903/97 eingeholt hat
und die weitgehend durch die von der BfA in Auftrag gegebenen Gutachten des
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OrthopÃ¤den Dr. Dr. Z und des Neurologen und Psychiaters Dr. Baus dem Monat
November 2000 ihre BestÃ¤tigung gefunden haben. Hiernach hat die KlÃ¤gerin aus
orthopÃ¤discher Sicht an rezidivierenden Cephalgien, einem rezidivierenden
HalswirbelsÃ¤ulen-Syndrom auf dem Boden von BandscheibenvorwÃ¶lbungen bei
erheblichen degenerativen WirbelverÃ¤nderungen mit neurologischen
Komplikationen, einer geringen SehnenansatzentzÃ¼ndung im Bereich beider
Schultergelenke mit schmerzhafter Funktion, Arthralgien im Bereich beider
Ellenbogengelenke, einem BrustwirbelsÃ¤ulen-Syndrom im Sinne von
rezidivierenden belastungsabhÃ¤ngigen Dorsalgien und Intercostalneuralgien,
einem LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom im Sinne von belastungsabhÃ¤ngigen
Lumbalgien auf dem Boden deutlicher degenerativer
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, einer unkomplizierten FuÃ�fehlform sowie einem
Ã¼berreichlichen ErnÃ¤hrungszustand gelitten. Aus neurologisch-psychiatrischer
Sicht haben bei ihr eine anhaltende affektive StÃ¶rung im Sinne einer Dysthymie
sowie eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung vorgelegen, die von degenerativen
HalswirbelsÃ¤ulen- und LendenwirbelsÃ¤ulen-VerÃ¤nderungen mit
Cervikocephalgien und -brachialgien begleitet worden sind. Trotz dieser Leiden ist
sie nach der Ã¼bereinstimmenden EinschÃ¤tzung der gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen sowie der von der BfA eingeschalteten Gutachter jedoch dazu in
der Lage gewesen, kÃ¶rperlich leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen
vollschichtig zu verrichten, wobei klimatisch ungÃ¼nstige Faktoren, das Heben und
Tragen von mehr als 5 kg, besondere Stresssituationen sowie Arbeiten, die die
Fingergeschicklichkeit als Dauerbelastung voraussetzen und solche, die mit
Publikumsverkehr verbunden sind, vermieden werden sollten. Mit diesem
LeistungsvermÃ¶gen ist die KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich fÃ¤hig gewesen, den ihr von
ihrem Arbeitgeber mit Schreiben vom 30. MÃ¤rz 2000 zugewiesenen Arbeitsplatz
auszufÃ¼llen. Denn wie sich dem Schreiben entnehmen lÃ¤sst, hat der Arbeitgeber
ihr insoweit sogar Sonderkonditionen eingerÃ¤umt, mit denen ihrem
Gesundheitszustand in jeder Hinsicht Rechnung getragen worden ist. So sollte sie
grundsÃ¤tzlich nur im Innendienst beschÃ¤ftigt werden und ausschlieÃ�lich fÃ¼r
die Bearbeitung der Ein- und Ausgangspost zustÃ¤ndig sein, was keine besondere
Fingerfertigkeit verlangt hÃ¤tte. Ferner hÃ¤tte sie keine schweren Lasten Ã¼ber 5
kg tragen mÃ¼ssen und wÃ¤re einem regulÃ¤ren Publikumsverkehr bzw.
besonderen Stresssituationen nicht ausgesetzt gewesen. Ã�berdies wÃ¤re durch
das Ankippen der Oberfenster fÃ¼r eine normale BelÃ¼ftung des Arbeitsraumes
Sorge getragen worden.

Das im Jahre 2004 im Rahmen des Rentenstreitverfahrens S 16 RA 689/02-9-6
eingeholte Gutachten des Arztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Prof. Dr. S
vermag an diesem Ergebnis nichts zu Ã¤ndern. In diesem Gutachten ist der
gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige zwar in Abweichung zu den bereits
angefÃ¼hrten Gutachten sowie vor allem auch in Abweichung zu dem in demselben
Verfahren eingeholten Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. S
vom 7. Februar 2003 zu der EinschÃ¤tzung gelangt, die KlÃ¤gerin sei aufgrund ihrer
psychischen Erkrankungen, die als Dysthymia, Agoraphobie sowie anhaltende
somatoforme SchmerzstÃ¶rung zu bewerten seien, nur noch zu Arbeiten von unter
drei Stunden tÃ¤glich in der Lage. Dieser EinschÃ¤tzung kommt jedoch nach
Ã�berzeugung des Senats zumindest fÃ¼r das Jahr 2000 noch keine Bedeutung zu,
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obwohl Prof. Dr. SausgefÃ¼hrt hat,die von ihm festgestellten EinschrÃ¤nkungen
des LeistungsvermÃ¶gens bestÃ¼nden angesichts der seiner Auffassung nach
gegebenen Chronifizierung der Leiden bereits seit Anfang/Mitte der neunziger Jahre.
Denn diese Bewertung beruht ausweislich seiner weiteren AusfÃ¼hrungen im
Wesentlichen auf den Angaben der KlÃ¤gerin selbst, die indes als dadurch widerlegt
angesehen werden kÃ¶nnen, dass die bereits erwÃ¤hnten Gutachter, die die
KlÃ¤gerin deutlich zeitnÃ¤her untersucht haben, auf der Grundlage der von ihnen
seinerzeit gestellten Diagnosen mit Ã¼berzeugender Argumentation zu
abweichenden Ergebnissen gelangt sind.

Zu den von ihr in der Postverteilungsstelle erwarteten Arbeiten ist die KlÃ¤gerin
auch in der Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 2. Januar 2001 in der Lage gewesen.
Die fÃ¼r den MDK tÃ¤tige Ã�rztin Dr. Bhat zwar am 13. Oktober 2000 aufgrund der
von ihr einen Tag zuvor durchgefÃ¼hrten kÃ¶rperlichen Untersuchung der
KlÃ¤gerin ausgefÃ¼hrt, diese sei "bis Leistungsende" weiterhin arbeitsunfÃ¤hig. Auf
diese EinschÃ¤tzung kann sich die KlÃ¤gerin jedoch nicht mit Erfolg berufen, weil
sie sich â�� was sich insbesondere aus den Anamneseangaben der Gutachterin
sowie der von ihr gezogenen Schlussfolgerung ergibt â�� nicht auf den Arbeitsplatz
in der Postverteilungsstelle, sondern die frÃ¼her geleisteten Sekretariatsarbeiten
im Vorzimmer des Baudezernenten in der Abteilung Bau-, Wohnungswesen und
Umweltschutz des Bezirksamts Tbezieht. FÃ¼r TÃ¤tigkeiten einer
Verwaltungsangestellten an einem anderen Arbeitsplatz und Arbeitsort hat die
Gutachterin des MDK die KlÃ¤gerin trotz der von ihr festgestellten rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung (mittelgradige Episode), der AnpassungsstÃ¶rungen und der
somatoformen StÃ¶rungen ausdrÃ¼cklich fÃ¼r ausreichend belastbar gehalten.
Diese EinschÃ¤tzung stimmt mit den AusfÃ¼hrungen der ebenfalls fÃ¼r den MDK
tÃ¤tigen Ã�rztin Dr. HÃ¼berein, die sich unter Hinweis auf den vorgenommenen
Arbeitsplatzwechsel fÃ¼r eine Beendigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit spÃ¤testens mit
Ablauf des 29. Oktober 2000 ausgesprochen hat. Auch der die KlÃ¤gerin bis Mitte
Oktober 2000 stÃ¤ndig behandelnde Neurologe und Psychiater Dr. Bhat sich diese
Auffassung am 24. Oktober 2000 zu Eigen gemacht und der KlÃ¤gerin fÃ¼r die sich
anschlieÃ�ende Zeit konsequenterweise die Ausstellung einer neuen
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung verweigert. Ein anderes Ergebnis lÃ¤sst sich
entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin auch nicht aus dem aus der Praxis von Dr.
Dstammenden Attest vom 25. Oktober 2000 herleiten. Denn abgesehen davon,
dass dieses Attest â�� anders als die von Dr. Dauf den dafÃ¼r vorgesehenen
Vordrucken ausgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen fÃ¼r die Zeit ab
dem 12. Januar 2001 â�� nicht von Dr. Dselbst, sondern ausweislich des
verwendeten KÃ¼rzels von einem Dritten "im Auftrag" unterschrieben worden ist
und es sich hierbei nur um ein privatÃ¤rztliches Attest handelt, das entsprechend
dem auf ihm befindlichen Zusatz gerade nicht zur Vorlage bei den gesetzlichen
Krankenkassen dienen sollte, enthÃ¤lt es hinsichtlich der darin behaupteten
ArbeitsunfÃ¤higkeit keinen Beginn- und Endzeitpunkt. Dies hat zur Folge, dass
aufgrund dieses Attests allenfalls der 25. Oktober 2000 als Tag seiner Ausstellung
als bescheinigte Zeit der ArbeitsunfÃ¤higkeit gelten kÃ¶nnte, die indes auÃ�erhalb
des hier streitbefangenen Zeitraums liegt. Etwas anderes ergibt sich hier auch nicht
aus dem von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren Ã¼berreichten ebenfalls aus der
Praxis von Dr. D stammenden Attest vom 17. Oktober 2001. Denn hinsichtlich
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dieses Attests gelten dieselben EinwÃ¤nde wie in Bezug auf das Attest vom 25.
Oktober 2000.

Eine ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 2. Januar
2001 lÃ¤sst sich schlieÃ�lich auch nicht aus dem bereits erwÃ¤hnten, von dem
Sozialgericht Berlin in dem Rentenstreitverfahren S 16 RA 689/02-9-6 eingeholten
Gutachten des Arztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Prof. Dr. Sentnehmen.
Wie schon ausgefÃ¼hrt, ist Prof. Dr. Sin diesem Gutachten vom 17. Februar 2004
zwar zu dem Ergebnis gelangt, die KlÃ¤gerin sei seit Anfang/Mitte der neunziger
Jahre nur noch zu Arbeiten von unter drei Stunden tÃ¤glich in der Lage. Diese
EinschÃ¤tzung beruht jedoch â�� was ihre zeitliche Erstreckung nach vorn angeht
â�� im Wesentlichen auf den Angaben der KlÃ¤gerin und steht in Widerspruch zu
den Ergebnissen der Gutachter, die die KlÃ¤gerin deutlich zeitnÃ¤her untersucht
haben. So haben insbesondere die von der BfA beauftragten Gutachter Dr. Dr. Zund
Dr. Bin ihren aus dem hier u.a. streitbefangenen Monat November 2000
stammenden Gutachten eine solche Leistungsminderung Ã¼bereinstimmend nicht
festgestellt und Angaben dazu, ob die KlÃ¤gerin aus ihrer Sicht seinerzeit
arbeitsunfÃ¤hig gewesen sei, nicht gemacht. Damit ist fÃ¼r die Zeit vom 30.
Oktober 2000 bis zum 2. Januar 2001 davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin
arbeitsfÃ¤hig gewesen ist. Dass die BfA nach Auswertung der AusfÃ¼hrungen von
Prof. Dr. S in ihrem Rentenbescheid vom 24. Mai 2004 dargelegt hat, die KlÃ¤gerin
habe die Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung bereits am 12. September 2000 erfÃ¼llt, fÃ¼hrt zu keinem
anderen Ergebnis, weil die Auffassung der BfA weder die Beklagte noch den Senat
bei der Beurteilung der Frage der ArbeitsunfÃ¤higkeit bindet.

UnabhÃ¤ngig von der Frage der ArbeitsunfÃ¤higkeit kann die KlÃ¤gerin die Zahlung
von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 2. Januar 2001 aber
auch deshalb nicht mit Erfolg verlangen, weil es fÃ¼r diese Zeit an einer Ã¤rztlichen
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit fehlt. Denn keiner der die KlÃ¤gerin
untersuchenden bzw. behandelnden Ã�rzte, insbesondere nicht Dr. D, hat ihr
insoweit das Vorliegen von ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt. Dies hat nach Â§ 49
Abs. 1 Nr. 5 SGB V, der auch im Falle der WeitergewÃ¤hrung von Krankengeld die
Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit gegenÃ¼ber der Krankenkasse durch Vorlage
Ã¤rztlicher Feststellungen verlangt, zur Folge, dass der Anspruch auf Krankengeld
wegen VerstoÃ�es gegen die den Versicherten mit der genannten Vorschrift
auferlegten Meldepflicht mindestens ruht, d.h. nicht zahlbar ist. Ob das Fehlen einer
Ã¤rztlichen Feststellung den Anspruch auf Krankengeld Ã¼berdies â�� wie wohl das
Sozialgericht gemeint hat â�� nach Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V ganz zu Fall bringt,
bedarf hier keiner Entscheidung. Denn angesichts dessen, dass die
Voraussetzungen des Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V im Fall der KlÃ¤gerin bereits deshalb
nicht gegeben sind, weil sich das Vorliegen von ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht feststellen
lÃ¤sst, wÃ¤ren rechtliche Konsequenzen hiermit nicht verbunden.

FÃ¼r die Zeit vom 3. Januar bis zum 12. Januar 2001 steht der KlÃ¤gerin ein
Anspruch auf Zahlung von Krankengeld ebenfalls nicht zu. Insoweit scheitert der
Anspruch zwar nicht an Â§ 46 Satz 1 SGB V, weil die KlÃ¤gerin in dieser Zeit auf
Kosten der Beklagten im Krankenhaus NstationÃ¤r behandelt worden ist. Ferner

                             8 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/49.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/49.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/46.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/46.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/46.html


 

lÃ¤sst sich dem Anspruch nicht mit Erfolg entgegenhalten, die KlÃ¤gerin sei bei der
Beklagten gar nicht mehr Mitglied gewesen. Denn mit dem Ende des
Krankengeldanspruchs am 29. Oktober 2000 ist sie nach den Â§Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1,
192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V lediglich als versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigte aus der
Mitgliedschaft bei der Beklagten ausgeschieden. Aufgrund des ihr von der BA
rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vom 30. Oktober 2000 bis zum 6. MÃ¤rz 2001
gewÃ¤hrten und auch ausgezahlten Arbeitslosengeldes ist sie indes bei
retrospektiver Betrachtung ab dem 30. Oktober 2000 nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB V
als Arbeitslosengeldbezieherin versicherungspflichtiges Mitglied der Beklagten
geblieben. Dem Anspruch auf Zahlung von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 3. Januar
bis zum 12. Januar 2001 steht jedoch die Regelung des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V
entgegen, nach der der Anspruch auf Krankengeld ruht, solange Versicherte
Arbeitslosengeld beziehen. Anders als der Wortlaut dieser Vorschrift nahezulegen
scheint, ruht der Anspruch auf Krankengeld hiernach zwar nur dann, wenn der
EmpfÃ¤nger des Arbeitslosengeldes wÃ¤hrend des Bezugs dieser Leistung infolge
Krankheit arbeitsunfÃ¤hig oder auf Kosten der Krankenkasse stationÃ¤r behandelt
wird und deshalb nach Â§ 126 Abs. 1 des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches
(SGB III) Anspruch auf das Arbeitslosengeld in Form der auf sechs Wochen
begrenzten Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit hat. Denn anderenfalls
kÃ¶nnte sich die Krankenkasse ihrer Leistungspflicht auf Dauer entziehen, indem
sie zunÃ¤chst zu Unrecht die Zahlung von Krankengeld verweigerte und sich dann,
fÃ¼r den Fall, dass der Betroffene ersatzweise seinen spÃ¤ter hinzugetretenen und
hÃ¤ufig niedrigeren Anspruch auf Arbeitslosengeld wahrnehmen sollte, auf ein
Ruhen des Krankengeldanspruchs wÃ¤hrend des Arbeitslosengeldbezuges beriefe
(vgl. Urteil des Senats vom 20. August 2003 â�� L 9 KR 280/01 â�� m.w.N.). Hieraus
ergibt sich im Fall der KlÃ¤gerin jedoch kein Problem fÃ¼r die Anwendbarkeit der
Ruhensregelung. Denn die KlÃ¤gerin hat hier Arbeitslosengeld rÃ¼ckwirkend fÃ¼r
die Zeit ab dem 30. Oktober 2000 (bis zum 6. MÃ¤rz 2001) erhalten, wÃ¤hrend â��
wie die AusfÃ¼hrungen des Senats zum Krankengeldanspruch fÃ¼r die Zeit vom
30. Oktober 2000 bis zum 2. Januar 2001 zeigen â�� ein Leistungsfall im Sinne des 
Â§ 46 Satz 1 SGB V erst wieder ab dem 3. Januar 2001 durch die stationÃ¤re
Behandlung der KlÃ¤gerin auf Kosten der Beklagten eingetreten ist.

FÃ¼r die sich an die stationÃ¤re Behandlung anschlieÃ�ende Zeit vom 13. Januar
bis zum 6. MÃ¤rz 2001 steht der KlÃ¤gerin der geltend gemachte Anspruch auf
Zahlung von Krankengeld schlieÃ�lich ebenfalls nicht zu. Insoweit geht der Senat
zwar davon aus, dass die Feststellungen von Dr. Din den von ihm fÃ¼r die Zeit vom
12. Januar bis zum 7. MÃ¤rz 2001 formularmÃ¤Ã�ig ausgestellten und von ihm
selbst unterschriebenen sowie der Beklagten zugeleiteten
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen zutreffen, so dass der Anspruch fÃ¼r die hier
interessierende Zeit vom 13. Januar bis zum 6. MÃ¤rz 2001 nach Â§ 46 Satz 1 Nr. 2
SGB V bestanden hat. FÃ¼r die Zeit vom 13. Januar bis zum 13. Februar 2001 greift
jedoch erneut die Ruhensregelung des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V ein, weil die
KlÃ¤gerin in dieser Zeit weiterhin Anspruch auf das ihr tatsÃ¤chlich auch
ausgezahlte Arbeitslosengeld in Form der auf sechs Wochen begrenzten
Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit nach Â§ 126 Abs. 1 SGB III gehabt hat.
Auch fÃ¼r die restliche Zeit vom 14. Februar bis zum 6. MÃ¤rz 2001 muss sie sich
den Bezug des Arbeitslosengeldes entgegenhalten lassen. Dieses gilt unter
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Anwendung der in Â§ 107 Abs. 1 des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches als
bereits gezahltes Krankengeld, weil ihr im Hinblick auf das weitere Fortbestehen
von ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit nach dem Auslaufen der auf sechs Wochen
begrenzten Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit nur noch ein Anspruch auf
Krankengeld, nicht mehr jedoch ein solcher auf Arbeitslosengeld zugestanden hat.
Hierbei hat die KlÃ¤gerin mit der Zahlung des als Krankengeld geltenden
Arbeitslosengeldes auch der HÃ¶he nach alles erhalten, was sie von der Beklagten
hÃ¤tte verlangen kÃ¶nnen. Denn fÃ¼r Versicherte nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB V, zu
denen die KlÃ¤gerin bei retrospektiver Betrachtung seit dem 30. Oktober 2000
gehÃ¶rte, bemisst sich der Anspruch auf Krankengeld der HÃ¶he nach gemÃ¤Ã� Â§
47 b SGB V nach dem zuletzt bezogenen Arbeitslosengeld. Ein Anspruch auf
Zahlung eines das Arbeitslosengeld Ã¼bersteigenden Krankengeldspitzbetrages
kommt mithin nicht mehr in Betracht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil ein Grund hierfÃ¼r gemÃ¤Ã� Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG nicht vorliegt.

Erstellt am: 21.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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